Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 


Schriftlicher Bericht 


des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über Rechte an Luftfahrzeugen 

— Drucksache 423 — 


A. Bericht des Abgeordneten Benda 


Der Rechtsausschuß hat sich in seiner Sitzung am 
26. November 1958 mit dem Entwurf eines Gesetzes 
über Rechte an Luftfahrzeugen ■ — Drucksache 423 — 
befaßt. Der Entwurf bezweckt die Anwendung der 
Durchführung des Abkommens vom 19. Juni 1958 
über die internationale Anerkennung von Rechten 
an Luftfahrzeugen. Dem Gesetzentwurf über den 
Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu diesem 
Abkommen — Drucksache 424 — hat der Rechts- 
ausschuß in seiner Sitzung vom 8. Oktober 1958 
zugestimmt. 

Die vom Rechtsausschuß gegenüber der Regie- 
rungsvorlage beschlossenen Änderungen betreffen 
bei den §§ 1,6, 28 Abs. 1 und 2, § 86 Abs. 2, § 100 
Nr. 3 und 5, § 108 Nr. 3 und § 109 Abs. 2 (jetzt 
§ 109 a) Änderungsvorschläge des Bundesrates, de- 
nen die Bundesregierung zugestimmt hat und die 
im wesentlichen sprachliche oder redaktionelle Ver- 
besserungen zum Inhalt haben. 


Der Ausschuß hat ferner — ebenfalls aus sprach- 
lichen Gründen — eine Änderung des § 56 Abs. 1 
und des § 58 vorgesehen. 

§ 100 Nr. 4 ist gestrichen worden, weil der 
P.echtsausschuß den Ausschluß der Anwendbarkeit 
des § 818 ZPO nicht für erforderlich hielt. 

Schließlich hat der Rechtsausschuß einen neuen 
§ 107a eingefügt, durch den § 1024 Abs. 1 ZPO neu 
gefaßt wird. Hierbei ist im Interesse der Klar- 
stellung die schon seit der Aufhebung des § 1269 
BGB durch die Durchführungsverordnung' zum Ge- 
setz über Rechte an eingetragenen Schiffen und 
Schiffsbauwerken vom 21. Dezember 1940 (RGBl. I 
S. 1609) irreführende Bezugnahme auf diese frühere 
Bestimmung beseitigt worden, ohne daß sich inso- 
weit die materielle Rechtslage ändert. 


Bonn, den 12, Dezember 1958 

Benda 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 423 — mit den 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen, im übrigen unverändert nach 
der Vorlage, anzunehmen. 

Bonn, den 27. November 1958 

Der Rechtsausschuß 
Hoogen Benda 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über Rechte an Luftfahrzeugen 

— Drucksache 423 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


§ 1 

Ein in der Luftfahrzeugrolle eingetragenes Luft- 
fahrzeug kann zur Sicherung einer Forderung mit 
einem Registerpfandrecht in der Weise belastet 
werden, daß der Gläubiger berechtigt ist, wegen 
einer bestimmten Geldsumme Befriedigung aus dem 
Luftfahrzeug zu suchen. 


§ 6 

Ein Eigentumsanteil an einem Luftfahrzeug kann 
mit einem Registerpfandrecht nur belastet werden, 
wenn er in dem Anteil eines Miteigentümers be- 
steht. 


§ 28 

(1) Besteht für die Forderung ein Registerpfand- 
redit an mehreren Luftfahrzeugen, so haftet jedes 
Luftfahrzeug für die ganze Forderung (Gesamt- 
registerpfandrecht) . 

(2) Der Gläubiger ist berechtigt, den Betrag der 
Forderung auf die einzelnen Luftfahrzeuge in der 
Weise zu verteilen, daß jedes Luftfahrzeug nur für 
den zugeteilten Betrag haftet. Zur Verteilung ist 
die Erklärung des Gläubigers und die Eintragung 
in das Register erforderlich. Die Erklärung ist dem 
Registergericht oder dem gegenüber abzugeben, zu 
dessen Gunsten sie erfolgt; § 5 Abs. 2, 3 gilt sinn- 
gemäß. 

(3) Ist das Gesamtregisterpfandrecht mit dem 
Recht eines Dritten belastet, so ist zur Verteilung 
seine Zustimmung erforderlich; die Zustimmung 
ist dem Registergericht oder dem gegenüber zu 
erklären, zu dessen Gunsten sie erfolgt; sie ist 
unwiderruflich. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

Ein in der Luftfahrzeugrolle eingetragenes Luft- 
fahrzeug kann zur Sicherung einer Forderung in der 
Weise belastet werden, daß der Gläubiger berech- 
tigt ist, wegen einer bestimmten Geldsumme Befrie- 
digung aus dem Luftfahrzeug zu suchen (Register- 
pfandrecht). 


§ 6 

Ein Bruchteil des Eigentums an einem Luftfahr- 
zeug kann mit einem Registerpfandrecht nur be- 
lastet werden, wenn er in dem Anteil eines Mit- 
eigentümers besteht. 

§ 28 

(1) Besteht für die Forderung ein Registerpfand- 
recht an mehreren Luftfahrzeugen oder an mehre- 
ren Anteilen eines Luftfahrzeuges, so haftet jedes 
Luftfahrzeug oder jeder Anteil für die ganze For- 
derung (Gesamtregisterpfandrecht). 

(2) Der Gläubiger ist berechtigt, den Betrag der 
Forderung auf die einzelnen Luftfahrzeuge oder An- 
teile in der Weise zu verteilen, daß jedes Luft- 
fahrzeug oder jeder Anteil nur für den zugeteilten 
Betrag haftet. Zur Verteilung ist die Erklärung des 
Gläubigers und die Eintragung in das Register er- 
forderlich. Die Erklärung ist dem Registergericht 
oder dem gegenüber abzugeben, zu dessen Gunsten 
sie erfolgt; § 5 Abs. 2, 3 gilt sinngemäß. 

(3) unverändert 
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§ 56 

(1) Zur Aufhebung des Registerpfandredits durch 
Rechtsgeschäft ist die Erklärung des Gläubigers, 
daß er das Registerpfandrecht aufhebe, und die 
Löschung des Registerpfandrechts im Register er- 
forderlich. Die Erklärung ist dem Registergericht 
oder dem gegenüber abzugeben, zu dessen Gun- 
sten sie erfolgt. 

(2) Vor der Löschung ist der Gläubiger an seine 
Erklärung nur gebunden, wenn er sie dem Regi- 
stergericht gegenüber abgegeben oder dem, zu des- 
sen Gunsten sie erfolgt, eine Löschungsbewilligung 
ausgehändigt hat, die öffentlich beurkundet oder 
öffentlich beglaubigt worden ist. 

(3) Die Erklärung des Gläubigers wird nicht da- 
durch unwirksam, daß er in der Verfügung be- 
schränkt wird, nachdem die Erklärung für ihn bin- 
dend geworden und der Antrag auf Löschung bei 
dem Registergericht gestellt worden ist. 

(4) § 54 Abs. 2 gilt auch hier. 

§ 58 

Steht dem Eigentümer eine Einrede zu, durch 
welche die Geltendmachung des Registerpfandrechts 
dauernd ausgeschlossen wird, so kann er verlan- 
gen, daß der Gläubiger das Registerpfandrecht auf- 
hebt. 

§ 86 

(1) Für Eintragungen in das Register gelten die 
Vorschriften des Dritten Abschnitts der Schiffs- 
registerordnung vom 26. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. 
I S. 360) mit Ausnahme der Vorschriften in §§ 30, 
31 Abs. 2, §§ 32, 33, 35, 43, 47, 53 und 58 sinn- 
gemäß. Anmeldungen nach § 79 oder § 89 sowie 
Anträge nach § 93 bedürfen jedoch nicht der in 
§ 37 der Schiffsregisterordnung bezei ebneten Form. 

(2) Ein neuer Eigentümer darf im Wege der Be- 
richtigung des Registers nur eingetragen werden, 
wenn nachgewiesen ist, daß die Berichtigung mit 
der Eintragung in der Luftfahrzeugrolle überein- 
stimmt. 


§ 100 

Für die Zwangsvollstreckung in Ersatzteile, auf 
die sich ein Registerpfandrecht an einem Luftfahr- 
zeug nach § 71 erstreckt, gelten die Vorschriften 
über die Zwangsvollstreckung in körperliche Sachen 
mit folgenden Maßgaben: 

1. Vor der Versteigerung ist das Mindestgebot, 
auf das der Zuschlag erteilt werden darf, vom 
Vollstreckungsgericht festzusetzen. Zum Zwecke 
der Festsetzung des Mindestgebots hat der 
Gerichtsvollzieher die Pfändung dem Voll- 
streckungsgericht anzuzeigen; der Anzeige 
ist eine Abschrift des Pfändungsprotokolls 
beizufügen. Als Vollstreckungsgericht ist das 
Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk das 
Luftfahrt-Bundesamt seinen Sitz hat. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
§ 56 

(1) Zur Aufhebung des Registerpfandrechts durch 
Rechtsgeschäft ist die Erklärung des Gläubigers, daß 
er das Registerpfandrecht aufgebe, und die Löschung 
des Registerpfandrechts im Register erforderlich. 
Die Erklärung ist dem Registergericht oder dem ge- 
genüber abzugeben, zu dessen Gunsten sie erfolgt. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 

§ 58 

Steht dem Eigentümer eine Einrede zu, durch 
welche die Geltendmachung des Registerpfandrechts 
dauernd ausgeschlossen wird, so kann er verlangen, 
daß der Gläubiger das Registerpfandrecht aufgibt, 

§ 86 

(1) unverändert 


(2) Ein neuer Eigentümer darf im Wege der Be- 
richtigung des Registers nur eingetragen werden, 
wenn nachgewiesen ist, daß die Berichtigung mit 
der Eintragung in der Luftfahrzeugrolle überein- 
stimmt, oder wenn die Eintragung des Luftfahrzeugs 
in der Luftfahrzeugrolle gelöscht ist. 

§ 100 

Für die Zwangsvollstreckung in Ersatzteile, auf 
die sich ein Registerpfandrecht an einem Luftfahr- 
zeug nach § 71 erstreckt, gelten die Vorschriften 
über die Zwangsvollstreckung in körperliche Sachen 
mit folgenden Maßgaben: 

1. unverändert 
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2. Das Mindestgebot (§ 817a ZPO) muß zugleich 
die Registerpfandrechte, die dem Anspruch 
des Gläubigers im Range Vorgehen, und die 
aus dem Erlös zu deckenden Kosten der 
Zwangsvollstreckung decken. Bei der Fest- 
setzung wird ein Registerpfandrecht nur zu 
dem Teil berücksichtigt, der annähernd dem 
Verhältnis des Wertes des zu versteigernden 
Ersatzteils zu dem Wert sämtlicher Gegen- 
stände entspricht, an denen das Registerpfand- 
recht besteht; erstreckt sich das Registerpfand- 
recht auch auf Ersatzteile, die sich nicht im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes befinden, so 
bleibt deren Wert außer Betracht. Die Fest- 
setzung des Mindestgebots kann nicht ange- 
fochten werden. 

3. Das Voilstreckungsgericht hat die eingetra- 
genen Gläubiger der Registerpfandrechte, die 
sich nach § 71 auf das Ersatzteil erstrecken 
und dem Anspruch des Vollstreckungsgläubi- 
gers Vorgehen, aufzufordern, eine Berechnung 
der Forderungen einzureichen, für die das 
Ersatzteil kraft des Registerpfandrechts haf- 
tet. Die Aufforderung ist unter Flinweis auf 
die nachstehenden Rechtsfolgen zuzustellen. 
Wird die Berechnung nicht binnen einer Frist 
von einem Monat nach der Zustellung ein- 
gereicht, so wird das Registerpfandrecht bei 
der Festsetzung des Mindestgebots nur inso- 
weit berücksichtigt, als der Betrag der For- 
derungen aus dem Register ersichtlich ist. So- 
weit der Betrag der berechneten Forderungen, 
der aus dem Register nicht ersichtlich ist, nicht 
binnen der Frist glaubhaft gemacht wird, 
bleibt er auf Verlangen des Vollstreckungs- 
gläubigers bei der Festsetzung des Mindest- 
gebots unberücksichtigt. 

4. §818 der Zivilprozeßordnung ist nicht anzu- 
wenden. 

5. Der Gerichtsvollzieher hat den Erlös beim 
Vollstreckungsgericht zu hinterlegen, soweit 
er nicht seine Gebühren vorweg daraus ent- 
nehmen darf. Das Vollstreckungsgericht hat 
den hinterlegten Betrag nach den Vorschriften 
der Zivilprozeßordnung über das Verteilungs- 
verfahren zu verteilen. Am Verfahren betei- 
ligt sind der Vollstreckungsgläubiger und alle 
Gläubiger der Registerpfandrechte, die sich 
nach § 71 auf das Ersatzteil erstrecken. An^ 
die Stelle der Frist nach § 873 der Zivilprozeß- 
ordnung tritt eine Frist von einem Monat, 
die mit der Zustellung der Aufforderung be- 
ginnt. Bei der Verteilung werden die durch 
Registerpfandrechte an dem Ersatzteil ge- 
sicherten Forderungen nur zu dem Teil be- 
rücksichtigt, der dem Wertverhältnis nach 
Nr. 2 Satz 2 entspricht. Bei der Berechnung 
der Forderungen eines Gläubigers von Regi- 
sterpfandrechten, der bis zur Anfertigung des 
Teilungsplans der an ihn gerichteten Auffor- 
derung nicht nachgekommen ist, wird der Be- 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

2. unverändert 


3. Das Vollstreckungsgericht hat die eingetra- 
genen Gläubiger der Registerpfandrechte, die 
sich nach § 71 auf das Ersatzteil erstrecken 
und dem Anspruch des Vollstreckungsgläubi- 
gers Vorgehen, aufzufordern, eine Berechnung 
der Forderungen einzureichen, für die das 
Ersatzteil kraft des Registerpfandrechts haf- 
tet. Die Aufforderung ist unter Hinweis auf 
die nachstehenden Rechtsfolgen zuzustellen. 
Wird die Berechnung nicht binnen einer Frist 
von einem Monat nach der Zustellung ein- 
gereicht, so wird das Registerpfandrecht bei 
der Festsetzung des Mindestgebots nur inso- 
weit berücksichtigt, als der Betrag der For-, 
derungen aus dem Register ersichtlich ist. So- 
weit der Betrag der berechneten Forderungen 
oder ihr Höchstbetrag, der aus dem Register 
nicht ersichtlich ist, nicht binnen der Frist 
glaubhaft gemacht wird, bleibt er auf Ver- 
langen des Vollstreckungsgläubigers bei der 
Festsetzung des Mindestgebots unberücksich- 
tigt. 

4. entfällt 

5. Der Gerichtsvollzieher hat den Erlös beim 
Vollstreckungsgericht zu hinterlegen, soweit 
er nicht seine Gebühren vorweg daraus ent- 
nehmen darf. Das Vollstreckungsgericht hat 
den hinterlegten Betrag nach den Vorschriften 
der Zivilprozeßordnung über das Verteilungs- 
verfahren zu verteilen. Am Verfahren betei- 
ligt sind der Vollstreckungsgläubiger und alle 
Gläubiger der Registerpfandrechte, die sich 
nach § 71 auf das Ersatzteil erstrecken. An 
die Stelle der Frist nach § 873 der Zivilprozeß- 
ordnung tritt eine Frist von einem Monat, 
die mit der Zustellung der Aufforderung be- 
ginnt. Bei der Verteilung werden die durch 
Registerpfandrechte an dem Ersatzteil ge- 
sicherten Forderungen nur zu dem Teil be- 
rücksichtigt, der dem Wertverhältnis nach 
Nr. 2 Satz 2 entspricht. Bei der Berechnung 
der Forderungen eines Gläubigers von Regi- 
sterpfandrechten, der bis zur Anfertigung des 
Teilungsplans der an ihn gerichteten Auffor- 
derung nicht nachgekommen ist, wird der Be- 
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trag zugrunde gelegt, der aus dem Register 
ersichtlich ist. 


§ 108 

Das Gesetz über die Zwangsversteigerung und 
die Zwangsverwaltung wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift des Zweiten Abschnitts erhält 
folgende Fassung: 

„Zwangsversteigerung von Schiffen, Schiffs- 
bauwerken und Luftfahrzeugen im Wege der 
Zwangsvollstreckung“ 

2. Vor § 162 wird folgende weitere Überschrift 
eingefügt: 

„Erster Titel 

Zwangsversteigerung von Schiffen 
und Schiffsbauwerken“ 

3. Nach § 171 wird folgender Zweiter Titel ein- 
gefügt: 

„Zweiter Titel 

Zwangsversteigerung von Luftfahrzeugen 
§ 171a 

Auf die Zwangsversteigerung eines in der 
Luftfahrzeugrolle eingetragenen Luftfahrzeugs 
sind die Vorschriften des Ersten Abschnitts 
entsprechend anzuwenden, soweit sich nicht 
aus den §§ 171b bis 171g etwas anderes er- 
gibt. Das gleiche gilt für die Zwangsverstei- 
gerung eines in dem Register für Pfandrechte 
an Luftfahrzeugen eingetragenen Luftfahr- 
zeugs, dessen Eintragung in der Luftfahrzeug- 
rolle gelöscht ist. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

trag oder der Höchstbetrag zugrunde gelegt, 
der aus dem Register ersichtlich ist. 

§ 107a 

§ 1024 Abs. 1 der Zivilprozeßordnung erhält fol- 
gende Fassung: 

„Bei Aufgeboten auf Grund der §§ 887, 927, 
1104, 1112, 1162, 1170, 1171 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs, des § 110 des Gesetzes betreffend die 
privatrecbtlicben Verhältnisse der Binnenschiffahrt, 
der §§ 6, 13, 66, 67 des Gesetzes über Rechte an 
eingetragenen Schiffen und Schiffsbauwerken und 
der §§ 13, 66, 67 des Gesetzes über Rechte an Luft- 
fahrzeugen können die Landesgesetze die Art der 
Veröffentlichung des Aufgebots und des Ausschluß- 
urteils sowie die Aufgebotsfrist anders bestimmen, 
als in den §§ 948, 950, 956 vorgeschrieben ist." 

§ 108 

Das Gesetz über die Zwangsversteigerung und 
die Zwangsverwaltung wird wie folgt geändert: 

1, unverändert 


2. unverändert 


3. Nach § 171 wird folgender Zweiter Titel ein- 
gefügt: 

„Zweiter Titel 

Zwangsversteigerung von Luftfahrzeugen 
§ 171a 

unverändert 


§ 171b § 171b 

Für die Zwangsversteigerung des Luftfahr- unverändert 

zeugs ist als Vollstreckungsgericht das Amts- 
gericht zuständig, in dessen Bezirk das Luft- 
fahrt-Bundesamt seinen Sitz hat. 

Für das Verfahren tritt an die Stelle des 
Grundbuchs das Register für Pfandrechte an 
Luftfahrzeugen. 
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§ 171c 

Die Zwangsversteigerung darf erst angeord- u n v € 

net werden, nachdem das Luftfahrzeug in das 
Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen 
eingetragen ist. Der Antrag auf Anordnung 
der Zwangsversteigerung kann jedoch schon 
vor der Eintragung gestellt werden. 

Bei der Anordnung der Zwangsversteige- 
rung hat das Gericht zugleich die Bewachung 
und Verwahrung des Luftfahrzeugs anzuord- 
nen. Die Beschlagnahme wird auch mit der 
Vollziehung dieser Anordnung wirksam. 

Das Gericht kann zugleich mit der einst- 
weiligen Einstellung des Verfahrens im Ein- 
verständnis mit dem betreibenden Gläubiger 
anordnen, daß die Bewachung und Verwah- 
rung einem Treuhänder übertragen wird, den 
das Gericht auswählt. Der Treuhänder unter- 
steht der Aufsicht des Gerichts und ist an die 
ihm erteilten Weisungen des Gerichts gebun- 
den. Das Gericht kann ihn im Einverständnis 
mit dem Gläubiger auch ermächtigen, das 
Luftfahrzeug für Rechnung und im Namen 
des Schuldners zu nutzen, über die Verwen- 
dung des Reinertrages entscheidet das Gericht. 

In der Regel soll er nach den Grundsätzen 
des § 155 verteilt werden. 

§ 171d 

In der Bestimmung des Versteigerungster- u n v ( 

mins soll das Luftfahrzeug nach dem Register 
für Pfandrechte an Luftfahrzeugen bezeichnet 
werden. 

Die im § 39 Abs. 2 vorgesehene Anordnung 
ist unzulässig. 

§ 171e 

Für die Zwangsversteigerung eines Luft- u n v ( 

fahrzeugs, das mit einem Registerpfandrecht 
in ausländischer Währung belastet ist, gelten 
folgende Sonderbestimmungen: 

1. Die Terminbestimmung muß die Angabe, 
daß das Luftfahrzeug mit einem Regi- 
sterpfandrecht in ausländischer Währung 
belastet ist und die Bezeichnung dieser 
Währung enthalten. 

2. In dem Zwangsversteigerungstermin 
wird vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten festgestellt und bekannt- 
gemacht, welchen Wert das in auslän- 
discher Währung eingetragene Register- 
pfandrecht nach dem amtlich ermittelten 
letzten Kurs in Deutscher Mark hat. Die- 
ser Kurswert bleibt für das weitere Ver- 
fahren maßgebend. 

3. Der bar zu zahlende Teil des geringsten 
Gebots wird in Deutscher Mark festge- 
stellt. Die Gebote sind in Deutscher 
Mark abzugeben. 


12. Ausschusses 

§ 171c 
I r ä n d e r t 


§ 171d 
1 r ä n d e r t 


§ 171e 
rändert 
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4. Der Verteilungsplan wird in Deutscher 
Mark aufgestellt. 

5. Wird ein Gläubiger eines in ausländi- 
scher Währung eingetragenen Register- 
pfandrechts nicht vollständig befriedigt, 
so ist der verbleibende Teil seiner For- 
derung in der ausländischen Währung 
festzustellen. Die Feststellung ist für die 
Haftung mitbelasteter Gegenstände, für 
die Verbindlichkeit des persönlichen 
Schuldners und für die Geltendmachung 
des Ausfalls im Konkurs maßgebend. 

§ 171f 

§ 169 gilt für das Luftfahrzeug entsprechend. 

§ 171g 

An die Stelle der nach § 94 Abs. 1 zuläs- 
sigen Verwaltung tritt die gerichtliche Be- 
wachung und Verwahrung des versteigerten 
Luftfahrzeugs. 

Das Gericht hat die getroffenen Maßregeln 
aufzuheben, wenn der zu ihrer Fortsetzung 
erforderliche Geldbetrag nicht vorgeschossen 
wird. 

§ 171h 

Auf die Zwangsversteigerung eines auslän- 
dischen Luftfahrzeugs sind die Vorschriften 
in §§ 171a bis 171g entsprechend anzuwen- 
den, soweit sich nicht aus den §§ 171 i bis 
171n anderes ergibt. 

§ 171i 

In der dritten Klasse (§ 10 Abs. 1 Nr. 3) 
werden auch befriedigt Gebühren, Zölle, 
Bußen und Geldstrafen auf Grund von Vor- 
schriften über Luftfahrt, Zölle und Einwan- 
derung. 

In der vierten Klasse (§ 10 Abs. 1 Nr, 4) 
genießen Ansprüche auf Zinsen aus Rechten 
nach § 103 des Gesetzes über Rechte an Luft- 
fahrzeugen vom (Bundes- 

gesetzbl. IS....) das Vorrecht dieser Klasse 
wegen der laufenden und der aus den letzten 
drei Geschäftsjahren rückständigen Beträge. 

§ 171k 

Wird das Luftfahrzeug nach der Beschlag- 
nahme veräußert oder mit einem Recht nach 
§103 des Gesetzes über Rechte an Luftfahr- 
zeugen belastet und ist die Veräußerung oder 
Belastung nach Artikel VI des Genfer Ab- 
kommens vom 19. Juni 1948 (Bundesgesetzbl. 
... II S. . . .) anzuerkennen, so ist die Ver- 
fügung dem Gläubiger gegenüber wirksam, 
es sei denn, daß der Schuldner im Zeitpunkt 
der Verfügung Kenntnis von der Beschlag- 
nahme hatte. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 171f 

unverändert 
§ 171g 

unverändert 


§ 171h 

unverändert 


§ 171.i 

In der dritten Klasse (§ 10 Abs. 1 Nr. 3) 
werden nur befriedigt Gebühren, Zölle, Bußen 
und Geldstrafen auf Grund von Vorschriften 
über Luftfahrt, Zölle und Einwanderung. 

In der vierten Klasse (§ 10 Abs. 1 Nr. 4) 
genießen Ansprüche auf Zinsen aus Rechten 
nach § 103 des Gesetzes über Rechte an Luft- 
fahrzeugen vom (Bundes- 

gesetzbl. IS....) das Vorrecht dieser Klasse 
wegen der laufenden und der aus den letzten 
drei Geschäftsjahren rückständigen Beträge. 

§ 171k 

unverändert 
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§ 1711 

Das Vollstreckungsgericht teilt die An- 
ordnung der Zwangsversteigerung tunlichst 
durch Luftpost der Behörde mit, die das Re- 
gister führt, in dem die Rechte an dem Luft- 
fahrzeug eingetragen sind. 

Der Zeitraum zwischen der Anberaumung 
des Termins und dem Termin muß mindestens 
sechs Wochen betragen. Die Zustellung der 
Terminsbestimmung an Beteiligte, die im Aus- 
land wohnen, wird durch Aufgabe zur Post 
bewirkt. Die Postsendung muß mit der Be- 
zeichnung „Einschreiben" versehen werden. 
Sie soll tunlichst durch Luftpost befördert 
werden. Der betreffende Gläubiger hat die be- 
vorstehende Versteigerung mindestens einen 
Monat vor dem Termin an dem Ort, an dem 
das Luftfahrzeug eingetragen ist, nach den 
dort geltenden Bestimmungen öffentlich be- 
kanntzumachen. 

§ 171m 

Die Beschwerde gegen die Erteilung des Zu- 
schlags ist binnen sechs Monaten einzulegen. 
Sie kann auf die Gründe des § 100 nur binnen 
einer Notfrist von zwei Wochen, danach nur 
noch darauf gestützt werden, daß die Vor- 
schriften des § 1711 Abs. 2 verletzt sind. 

§ 171n 

Erlischt durch den Zuschlag das Recht zum 
Besitz eines Luftfahrzeugs auf Grund eines 
für einen Zeitraum von sechs oder mehr Mo- 
naten abgeschlossenen Mietvertrages, so gel- 
ten die Vorschriften über den Ersatz für einen 
Nießbrauch entsprechend." 

4. § 181 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Zwangsversteigerung eines Grund- 
stücks, Schiffes, Schiffsbauwerkes oder Luft- 
fahrzeugs darf nur angeordnet werden, wenn 
der Antragsteller als Eigentümer im Grund- 
buch, im Schiffsregister, im Schiffsbauregister 
oder im Register für Pfandrechte an Luftfahr- 
zeugen eingetragen oder Erbe eines eingetra- 
genen Eigentümers ist oder wenn er das Recht 
des Eigentümers oder des Erben auf Auf- 
hebung der Gemeinschaft ausübt." 

§ 109 

(1) Für die Zwangsversteigerung von Luftfahr- 
zeugen gelten die Vorschriften des Gerichtskosten- 
gesetzes über die Zwangsversteigerung von Grund- 
stücken sinngemäß. 

(2) § 28 des Gesetzes über die Kosten der Ge- 
richtsvollzieher erhält folgende Fassung: 

„§ 28 

Für die Bewachung und Verwahrung eines 
Schiffes, eines Schiffsbauwerkes oder eines Luft- 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
§ 1711 

unverändert 


§ 171m 

unverändert 


§ 171n 

unverändert 


4. unverändert 


§ 109 

(1) unverändert 

(2) entfällt hier 

siehe § 109 a 
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fahrzeugs (§§ 165, 170, 170a, 171, 171c, 171g, 171h 
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und 
die Zwangs Verwaltung, § 99 Abs. 2, § 106 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Rechte an Luftfahrzeugen 
vom ... — Bundesgesetzbl. I. S. ) wird eine 
Gebühr von 12 Deutsche Mark erhoben. Wird der 
Auftrag, nachdem sich der Gerichtsvollzieher an 
Ort und Stelle begeben hat, nicht durchgeführt, weil 
er zurückgenommen ist, die Zwangsvollstreckung 
nach § 775 der Zivilprozeßordnung einzustellen ist 
oder der Gerichtsvollzieher das Schiff, das Schiffs- 
bauwerk oder das Luftfahrzeug nicht vorgefunden 
und dies im Protokoll vermerkt hat, so wird eine 
Gebühr von 6 Deutsche Mark erhoben." 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


siehe § 109 Abs. 2 § 109 a 

§ 28 des Gesetzes über Kosten der Gerichtsvoll- 
zieher vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 887) 
erhält folgende Fassung: 


„§ 28 

Für die Bewachung imd Verwahrung eines 
Schiffes, eines Schiffsbauwerkes oder eines Luft- 
fahrzeugs (§§ 165, 170, 170a, 171, 171c, 171g, 171h 
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und 
die Zwangsverwaltung, § 99 Abs. 2, § 106 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Rechte an Luftfahrzeugen 
vom ... — Bundesgesetzbl. I. S. ) wird eine 
Gebühr von 12 Deutsche Mark erhoben. Wird der 
Auftrag, nachdem sich der Gerichtsvollzieher an 
Ort und Stelle begeben hat, nicht durchgeführt, weil 
er zurückgenommen ist, die Zwangsvollstreckung 
nach § 775 der Zivilprozeßordnung einzustellen ist 
oder der Gerichtsvollzieher das Schiff, das Schiffs- 
bauwerk oder das Luftfahrzeug nicht vorgefunden 
und dies im Protokoll vermerkt hat, so wird eine 
Gebühr von 6 Deutsche Mark erhoben." 
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